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Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete!  
 
Zwei Anmerkungen vorab: 
 
1. Das Bild der Stellungnahmen zu dieser Anhörungen ist deutlich: Die Einführung einer 

Schuldenbremse ist in Fachkreisen heftig umstritten. Die Hälfte der vorgelegten 
Stellungnahmen ist kritisch bis ablehnend. Der Versuch, Kritiker einer Schuldenbremse als 
„Linksegoisten“ zu disqualifizieren, hat der Praxis nicht standgehalten. Damit hat sich 
gezeigt, es geht den Befürwortern nicht um konsolidierte Haushalte sondern um die Chance 
auf einen ideologischen Punktsieg. Dafür sollte uns die Verfassung zu schade sein. 

 
2. Bitte denken sie alle gemeinsam darüber nach, ob sie dem Prozess nicht noch etwas Zeit 

geben können. Die Expertenkreise sind sich nicht einig. Selbst ein großer Teil der 
Befürworter schlägt eine einfachgesetzliche Regelung vor. Die Schuldenbremse auf 
Bundesebene könnte am Verfassungsgericht scheitern.  
 

Dieser Landtag hatte eigentlich mal den Konsens Verfassungsänderungen nur dann vor zu 
legen, wenn er sich selbst einig ist. Es wäre ein ehrenvollen Ergebnis dieser Anhörung die 
vorgebrachten Argumente noch einmal zu bewerten, statt auf Biegen und Brechen eine 
Verfassungsänderung durch zu setzen. 
 
Wer sich mit den öffentlichen Finanzen beschäftigt der hat in der jüngsten Vergangenheit immer 
wieder zu hören bekommen, dass wir über unsere Verhältnisse gelebt haben! Sparen und 
Kürzen sei das Gebot der Stunde! Um der überbordenden Staatstätigkeit endlich Einhalt zu 
gebieten, müssten die Ausgaben endlich gedeckelt werden, und dazu sei schließlich die 
sogenannte Schuldenbremse im vergangenen Sommer ins Grundgesetz geschrieben worden. In 
Hessen planen CDU und FDP, die Schuldenbremse durch eine Volksabstimmung in der 
Landesverfassung zu verankern. Im Folgenden möchte ich Ihnen die Position des Deutschen 
Gewerkschaftsbunds darlegen.  
 
A. Generelle Wirkungen und Aspekte zur Schuldenbremse  
 
Ich will mich mit meinen Ausführungen mit der Situation der öffentlichen Haushalte befassen, 
und dabei wird der Schwerpunkt natürlich auf der Situation in Hessen liegen.  
 
Leider wird in der öffentlichen Debatte um Kürzungszwänge, die Schuldenbremse 
Generationengerechtigkeit kein Blick auf die empirischen Tatsachen geworfen. Ein solcher Blick 
wäre aber bitter nötig, um eine wirklich sachbezogene Debatte zu führen. Denn die 
Schuldenbremse wird den Ausgabenspielraum des hessischen Landeshaushalts, und das 
belegen verschiedene Studien, dramatisch einengen. Die geplanten Kürzungen für das 
kommende Jahr im Bildungsbereich, bei den Zuweisungen an die Kommunen usw. sind bereits 
Folge dieses Spardiktats.  
 
Der Wirtschaftweise Peter Bofinger warnt mit Blick auf die Schuldenbremse vollkommen zu 
Recht vor dem Weg in den „Magerstaat“.  
 
Und nicht nur in Hessen wird die Schuldenbremsen einen rasanten Abbau staatlicher Tätigkeit 
vorantreiben – und das angesichts einer sehr zurückhaltenden Ausgabentätigkeit in der 
jüngeren Vergangenheit: Der angeblich so ausgabenfreudige deutsche Staat hat in den Jahren 
1998-2008 die Ausgaben nominal um gerade einmal 1,4 % im Jahr erhöht.  
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Real – also preisbereinigt – sind die Staatsausgaben sogar im Jahresdurchschnitt um 0,2 % 
gesenkt. So sparsam war außer Japan kein anderes entwickeltes Industrieland. Zwar sind die 
Ausgaben im hessischen Landeshaushalt etwas stärker gestiegen, aber auch ein Anstieg von 
rund 2 % ist alles andere als expansiv – d.h. in Hessen ist auf der Landesebene eine sehr 
zurückhaltende Ausgabenpolitik betrieben worden.  
 
Ich weiß, dass es zu den Aufgaben der Opposition gehört, die Landesregierung an den selbst 
gesteckten Zielen zu messen, aber die oft geäußerte Kritik an der angeblich „ausufernden 
Ausgabentätigkeit“ teile ich nicht. Im Gegenteil: Wir haben die Landeregierung für ihre 
„Operation Sichere Zukunft“ kritisiert und bleiben dabei. 
 
Wenn die öffentliche Hand in Deutschland so sparsam war, woher kommen dann aber die 
Defizite?  
 
Natürlich spielen hier aktuell die konjunkturbedingten Einnahmerückgänge eine wichtige Rolle: 
Wenn die wirtschaftliche Entwicklung nicht gut läuft, dann brechen die Steuereinnahmen ein. Ein 
weiterer Aspekt spielt in der deutschen Debatte aber leider keine Rolle, obwohl ein Blick hierauf 
sehr erhellend ist – ich spreche von den Steuersenkungen der vergangenen Jahre!  
 
 
Meine Damen und Herren! 
 
Hinter uns liegen gewaltige Steuersenkungen. Wenn wir im Steuerrecht heute noch den 
Rechtsstand des Jahres 1998 hätten, dann würde der öffentlichen Hand im laufenden Jahr mehr 
als 50 Milliarden Euro zusätzlich zur Verfügung stehen. Von dieser Steuerpolitik haben 
insbesondere Unternehmen und reiche Haushalte profitiert: Einkommensmillionäre konnten sich 
über eine deutliche Senkung des Einkommenssteuerspitzensatzes freuen, dieser lag 1998 noch 
bei 53 %! In diesem Jahr zahlen Unternehmen in Deutschland aufgrund von Steuersenkungen 
seit 1998 20 Milliarden Euro weniger als noch 1998!  
 
Angesichts so einer Steuerpolitik ist es kein Wunder, wenn sich in den öffentlichen Haushalten 
Löcher auftun: Auf das Land Hessen entfallen im laufenden Jahr rund 2 Milliarden Euro an 
Mindereinnahmen durch die Steuersenkungsorgien seit 1998.  
 
Das hat ein besonderes „Geschmäckle“, weil der jüngst zurück getretene Ex-Regierungschef 
Koch daran beteiligt war, verschiedene Steuergeschenke für Unternehmen und Reiche zu 
schnüren – ich möchte nur an die Unternehmenssteuerreform 2008 und die 
Erbschaftssteuerreform erinnern.  
 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren,  
 
damit komme ich zu den konkreten Folgen, die die Einführung der Schuldenbremse für Hessen 
hätte. Ich möchte mich hier auf Ausführungen zum erforderlichen Abbau des so genannten 
strukturellen Defizits beschränken.  
 
Eine Studie des Instituts für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) hat sich ja 
ausführlich mit den möglichen Folgen der Schuldenbremse für Hessen auseinandergesetzt. Ob 
der von der Schuldenbremse für das Jahr 2020 vorgeschriebene strukturell ausgeglichene 
Haushalt in Hessen erreicht werden kann, hängt danach vom Wirtschaftswachstum und der auf 
dieser Grundlage zu verzeichnenden Entwicklung der Steuereinnahmen sowie dem Umfang des 
strukturellen Defizits ab.  
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Nach Berechnungen des IMK ist von einem zu konsolidierenden strukturelles Defizit in Hessen 
in Höhe von rund 2,5 Mrd. € auszugehen – angesichts des für das laufende Jahr geplanten 
Volumens der bereinigten Ausgaben in Höhe von rund 21,5 Mrd. € ganz offensichtlich ein 
gewaltiger Konsolidierungsbedarf bis zum Jahr 2020.  
 
Je nach Konjunkturentwicklung wird die Schuldenbremse zu mehr oder weniger stark 
ausgeprägten Kürzungs- und Sparmaßnahmen führen. Wird etwa ein jährliches Wachstum des 
realen Bruttoinlandsprodukts in Hessen in einer Größenordnung von rund 1,2 Prozent und für 
das nominale Bruttoinlandesprodukt in Höhe von 2,4 Prozent unterstellt, dann dürften die 
Ausgaben in Hessen von 2010 bis 2020 pro Jahr durchschnittlich gerade einmal um nominal 1,4 
Prozent wachsen, was preisbereinigt – also real – quasi auf eine langjährige Stagnation der 
Ausgaben hinauslaufen würde. Ob der hessische Staat unter diesen Bedingungen angesichts 
eines erheblichen Ausgabenbedarfs z.B. im Bildungsbereich noch wirklich handlungsfähig 
bliebe, kann bezweifelt werden.  
 
Um unser Position zugespitzt zusammenzufassen: Im Kern läuft die Einführung der 
Schuldenbremse darauf hinaus, einen Sachzwang in die Verfassung zu schreiben, der 
Ausgabenkürzungen als Foge von unsozialen Steuersenkungen legitimieren soll – und das lehnt 
der DGB Hessen-Thüringen entschieden ab!  
 
Damit komme ich noch kurz zu den anderen beiden zu Punkten.  
 
 
B. Einnahmeverbesserungen, Einsparungen und Effizienzsteigerungen  
 
Insgesamt sind in Deutschland viele Aufgabenfelder der öffentlichen Hand strukturell 
unterfinanziert, Deutschland schneidet beim internationalen Vergleich der Bildungsausgaben 
oder den Ausgaben für die öffentliche Infrastruktur – also den Ausgaben für den Erhalt von 
Straßen und Gehwegen, Schulen und Hochschulen, Sport- und Schwimmanlagen usw. – nicht 
umsonst sehr schlecht ab. Wir brauchen keinen schlanken, magersüchtigen Staat, sondern 
einen, der seinen Bürgern in vernünftigem Umfang die gesellschaftliche notwendigen Leistungen 
zur Verfügung stellt.  
 
Wir brauchen eine Steuerpolitik – und damit bin ich bei dem Einnahmeverbesserungen –, die 
Einkommensstarke und vermögende Haushalte und Unternehmen wieder in angemessener 
Höhe zur Finanzierung des Gemeinwesens heranzieht! Ein erster Schritt wäre die 
Wiedererhebung der Vermögensteuer: diese würde dem Land Hessen mindestens 1,2 Milliarden 
Euro bringen. Durch den kommunalen Finanzausgleich wären die Kommunen hieran in Höhe 
von rund 250 Millionen Euro beteiligt!  
 
Die Haushaltspolitik in Hessen war in der jüngsten Vergangenheit alles andere als expansiv. 
Gerne können wir uns gegenseitig Beispiele für unnötige Ausgaben nennen- einige von ihnen 
nennen dann die eine oder andere Verwaltungsebene, ich nenne dann das eine oder andere 
Jagdschloss. So populär das ist, so wenig erreicht es die Größenordung um die mit der 
Schuldenbremse verbundenen Einsparungsvolumen auch nur annähernd zu erfüllen.  
Zusammengefasst: Hören sie auf damit den Bürgerinnen und Bürgern vor zu machen, die Frage 
der Staatsverschuldung sei nur eine Frage der Ausgabeneffizienz.  
Lediglich über Einnahmeerhöhung ist zu diskutieren, alles andere ist Unsinn! 
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Meine Damen und Herren damit komme ich in aller Kürze zum letzten Punkt.  
 
C. Ausgabenlasten aufgrund von Altschulden  
 
Natürlich bestehen Zinsverpflichtungen aufgrund der bestehenden Staatsverschuldung. Aber 
relevant mit Blick auf die Tragfähigkeit der öffentlichen Verschuldung ist immer das Verhältnis 
zum Bruttoinlandsprodukt und damit zum Steueraufkommen. Der Schlüssel zur Stabilisierung 
oder gegebenenfalls zum Abbau der Schuldenstandsquote ist ein angemessenes 
Wirtschaftswachstum – und das erreicht man nicht, indem die öffentliche Hand durch 
Ausgabenkürzungen die Binnennachfrage schwächt, sondern durch höhere, durch eine 
vernünftige Steuerpolitik finanzierte staatliche Ausgaben mit den Schwerpunkten Bildung, 
öffentliche Investitionen und Erneuerbare Energien.  
 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!  


